
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 20. Februar 2024  

 
 Nr. 2024/228  

 

Übernahme und Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/977 über den 
Informationsaustausch zwischen den Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten 
und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2006/960/JI des Rates (Weiterentwicklung 
des Schengen-Besitzstands); Schreiben an das Bundesamt für Polizei 
  

1. Erwägungen 

Das Departement des Innern (Polizei Kanton Solothurn) unterbreitet das Schreiben an das Bun-
desamt für Polizei betreffend Vernehmlassung zur Übernahme und Umsetzung der Richtlinie 
(EU) 2023/977 über den Informationsaustausch zwischen den Strafverfolgungsbehörden der Mit-
gliedstaaten und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2006/960/JI des Rates (Weiterentwick-
lung des Schengen-Besitzstands) zur Beratung und Beschlussfassung.  

2. Beschluss 

Das Schreiben an das Bundesamt für Polizei wird beraten und beschlossen. 

Andreas Eng 
Staatsschreiber 

  

Beilage 

Schreiben an das Bundesamt für Polizei, Internationale Polizeikooperation, Guisanplatz 1A, 3003 
Bern 

Verteiler 

Departement des Innern 
Polizei Kanton Solothurn  
Beauftragte für Information und Datenschutz 
Staatsanwaltschaft 


